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Anlage 


Gesetz zur Änderung des Berufsbildungsgesetzes sowie 
zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Berufsbildungsgesetz vom 14. August 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1112), zuletzt geändert durch 
das Zuständigkeitsanpassungs-Gesetz vom 18. März 
1975 (Bundesgesetzbl. I S. 705), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Die Berufsausbildung soll zur Aus- 
übung einer qualifizierten beruflichen Tä- 
tigkeit befähigen und hat die dafür notwen- 
digen fachlichen Fertigkeiten und Kenntnis- 
se in einem geordneten Ausbildungsgang zu 
vermitteln und den Erwerb der erforderli- 
chen Berufserfahrungen zu ermöglichen." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die berufliche Fortbildung soll es er- 
möglichen, die beruflichen Kenntnisse und 
Fertigkeiten zu erhalten, zu erweitern und 
der technischen Entwicklung anzupassen 
{Anpassungsfortbildung) oder beruflich auf- 
zusteigen (Aufstiegsfortbildung)." 

2. In § 2 Abs. 2 Nr. 1 wird das Komma gestrichen. 
Nach dem Wort „Dienstverhältnis" werden fol- 
gende Worte angefügt: 

„oder für ein Berufsausbildungsverhältnis, das 
ausdrücklich mit dem ausschließlichen Ziel ei- 
ner späteren Verwendung als Beamter begrün- 
det wird,". 

3. In § 3 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Der Berufsausbildungsvertrag bedarf der 
schriftlichen Form und muß vor Beginn der Be- 
rufsausbildung abgeschlossen werden." 

4. § 4 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Bei wesentlichen Änderungen des Be- 
rufsausbildungsvertrages gelten die Absätze 1 
bis 3 entsprechend." 

5. In § 10 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) In begründeten Ausnahmefällen kann 
ein Ausbildender, der Ausbildungsmaßnahmen 


in einer überbetrieblichen Ausbildungsstätte 
durchführen läßt, durch die nach Landesrecht 
zuständige Behörde nach Anhören der zustän- 
digen Stelle von der Zahlung der Vergütung 
ganz oder teilweise befreit werden." 

6. In § 13 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Wird die Berufsausbildung während der 
Probezeit überwiegend außerhalb der Ausbil- 
dungsstätte des Ausbildenden durchgeführt, 
kann die zuständige Stelle auf Antrag die Ver- 
einbarung einer weiteren Probezeit von höch- 
stens drei Monaten zulassen." 

7. In § 14 Abs. 2 werden die Worte „mit Bestehen 
der Abschlußprüfung" ersetzt durch die Worte 
„mit dem Tag der Feststellung des Prüfungser- 
gebnisses". 

8. In § 17 werden nach dem Wort „Berufsausbil- 
dungsverhältnis" die Worte „in Kenntnis des 
Ergebnisses der Abschlußprüfung" eingefügt. 

9. § 23 erhält folgende Fassung: 

„§23 

Überwachung 

(1) Die zuständige Stelle hat darüber zu wa- 
chen, daß die Berufsausbildung nach diesem 
Gesetz und den aufgrund dieses Gesetzes erlas- 
senen Vorschriften durchgeführt wird, insbe- 
sondere, daß die persönliche und fachliche Eig- 
nung sowie die Eignung der Ausbildungsstätte 
vorliegen. 

(2) Die Überwachungsmaßnahmen sind in dem 
erforderlichen Umfang durchzuführen. Die nach 
Landesrecht zuständige Behörde kann allgemei- 
ne Verwaltungsvorschriften erlassen, in denen 
die Überwachung näher geregelt wird. 

(3) Werden die Mängel der Eignung festge- 
stellt, so hat die zuständige Stelle, falls der 
Mangel zu beheben und eine Gefährdung des 
Auszubildenden nicht zu erwarten ist, den Aus- 
bildenden aufzufordern, innerhalb einer von ihr 
gesetzten Frist den Mangel zu beseitigen. Ist 
der Mangel der Eignung nicht zu beheben oder 
ist eine Gefährdung des Auszubildenden zu er- 
warten oder wird der Mangel nicht innerhalb 

« der gesetzten Frist beseitigt, so hat die zustän- 
dige Stelle dies der nach Landesrecht zuständi- 
gen Behörde mitzuteilen. 


Zugeleitet mit Schreiben des Präsidenten des Bundesrates vom 16, Juli 1976. 
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(4) Wird ein Antrag auf Untersagung nach 
§ 24 gestellt, so kann die nach Landesrecht zu- 
ständige Behörde im Zuge des Verfahrens in 
der betroffenen Ausbildungsstätte eine geson- 
derte Überprüfung durchführen. 

(5) Die Ausbildenden sind verpflichtet, der 
zuständigen Stelle und der zuständigen Behör- 
de auf Verlangen die für die Überwachung not- 
wendigen Auskünfte zu erteilen, die dafür not- 
wendigen Unterlagen vollständig und fristge- 
mäß vorzulegen und zum Zweck der Überprü- 
fung der Einhaltung von Pflichten des Ausbil- 
denden innerhalb der Geschäftszeit Besichti- 
gungen der Betriebsräume, der Betriebseinrich- 
tungen und der Ausbildungsplätze zu dulden. 
Die Auskünfte sind wahrheitsgemäß, vollstän- 
dig, fristgemäß und, soweit nichts anderes be- 
stimmt ist, unentgeltlich zu geben. 

(6) Der Auskunftspflichtige kann die Aus- 
kunft auf solche Fragen verweigern, deren Be- 
antwortung ihn selbst oder einen der in § 52 
Abs. 1 der Strafprozeßordnung bezeichneten 
Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Ver- 
folgung oder eines Verfahrens nach dem Ge- 
setz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde." 


10. In § 24 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Das Wirksamwerden der Untersagung 
kann aufgeschoben werden, soweit es das In- 
teresse des Auszubildenden, die Ausbildung 
ordnungsgemäß abzuschließen, erfordert." 


11. Die Überschrift des Zweiten Abschnitts des 
Dritten Teils erhält folgende Fassung: 

„Zweiter Abschnitt 
Gliederung der Berufsausbildung, 

Ausbildungsberufe, Ausbildungsordnungen" 

12. § 25 erhält folgende Fassung: 

.§25 

Gliederung der Berufsausbildung 

(1) Die Berufsausbildung gliedert sich in eine 
breit angelegte Grundbildung und eine darauf 
aufbauende berufsqualifizierende Fachbil- 
dung. 

(2) Die Grundbildung soll Grundfertigkeiten 
und Grundkenntnisse vermitteln sowie Verhal- 
tensweisen einüben, die mehreren Ausbil- 
dungsberufen gemeinsam sind. Sie soll sich an 
Berufsfeldern orientieren und in der Regel ein 
Jahr dauern. 

(3) Die auf der Grundbildung aufbauende 
Fachbildung soll zur Befähigung für qualifizier- 
te berufliche Tätigkeiten fachliche Kenntnisse 
und Fertigkeiten vermitteln sowie den Erwerb 


beruflicher Erfahrungen ermöglichen. Sie dau- 
ert in der Regel zwei Jahre, mindestens jedoch 
ein Jahr. 

(4) An eine Fachbildung von einjähriger 
Dauer, die mit einer Prüfung abschließt, kann 
eine weitere aufbauende Fachbildung anschlie- 
ßen (Stufenausbildung). Sie dauert in der Regel 
ein Jahr. 

(5) Sofern eine Gliederung in Grund- und 
Fachbildung nicht möglich ist, dauert die Be- 
rufsausbildung als geschlossener Ausbildungs- 
gang in der Regel drei Jahre, mindestens je- 
doch zwei Jahre. Absatz 4 gilt entspre- 
chend." 

13. § 26 erhält folgende Fassung: 

.§26 

Ausbildungsordnung 

(1) Als Grundlage für eine geordnete, ein- 
heitliche Berufsausbildung sowie zu ihrer An- 
passung an die technischen, wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Erfordernisse und deren 
Entwicklung kann der Bundesminister für 
Wirtschaft oder der sonst zuständige Fachmini- 
ster im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates Aus- 
bildungsberufe staatlich anerkennen, die Aner- 
kennung aufheben und für die Ausbildungsbe- 
rufe Ausbildungsordnungen erlassen. 

(2) Die Ausbildungsordnung hat mindestens 
festzulegen: 

1. Die Bezeichnung des Ausbildungsberufes, 

2. die Gliederung der Berufsausbildung, 

3. die Dauer der Berufsausbildung, 

4. die Fertigkeiten und Kenntnisse (Ausbil- 
dungsberufsbild) , 

5. eine Anleitung zur sachlichen und zeitli- 
chen Gliederung der Fertigkeiten und 
Kenntnisse (Ausbildungsrahmenplan) , 

6. die Prüfungsanforderungen. 

(3) Der Ausbildungsrahmenplan soll so ge- 
staltet sein, daß die Berufsausbildung den be- 
trieblichen Möglichkeiten angepaßt werden 
kann. 

(4) Die Ausbildungsordnung soll Hinweise 
auf abgestimmte Rahmenlehrpläne der Berufs- 
schule enthalten. 

(5) Wird die Anerkennung eines Ausbil- 
dungsberufes aufgehoben und das Ausbil- 
dungsverhältnis nicht gekündigt (§15 Abs. 2 
Nr. 2), so gelten für die Berufsausbildung die 
bisherigen Vorschriften." 

14. § 28 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Zur Entwicklung und Erprobung neuer 
Ausbildungsformen, Prüfungsformen und Aus- 
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bildungsberufe kann der Bundesminister für 
Wirtschaft oder der sonst zuständige Fachmini- 
ster im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates Aus- 
nahmen zulassen, die auch auf eine bestimmte 
Art und Zahl von Ausbildungsstätten be- 
schränkt werden können." 


15. In §32 Abs. 2 wird „§ 23 Abs. 2" ersetzt durch 
„§23 Abs. 3". 

16. § 35 erhält folgende Fassung: 

„§35 

Durchführung der Abschlußprüfung 

(1) Durch die Abschlußprüfung ist festzustel- 
len, ob der Prüfling die erforderlichen Fertig- 
keiten beherrscht, die notwendigen praktischen 
und theoretischen Kenntnisse besitzt und mit 
dem im Berufsschulunterricht vermittelten, für 
die Berufsausbildung wesentlichen Lehrstoff 
des fachpraktischen und fachtheoretischen Be- 
reichs vertraut ist. Die Ausbildungsordnung ist 
zugrunde zu legen. 

(2) Die in der Berufsschule nachgewiesenen 
Leistungen werden, soweit möglich, in die Ab- 
schlußprüfung einbezogen. Die Einbeziehung 
wird durch Vereinbarung der zuständigen Stel- 
le mit der nach Landesrecht zuständigen Schul- 
aufsichtsbehörde geregelt. 

(3) Die zuständige Stelle kann auch mit der 
für das berufliche Schulwesen nach Landes- 
recht zuständigen Behörde vereinbaren, daß 
Teile der Abschlußprüfung gemeinsam mit ei- 
ner landesrechtlich vorgesehenen Berufs- 
schulabschlußprüfungen durchgeführt werden. 
Die Vereinbarung kann vorsehen, daß einheitli- 
che Prüfungsaufgaben zugrunde gelegt werden. 

(4) Der Bundesminister für Wirtschaft oder 
der sonst zuständige Fachminister kann im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Bil- 
dung und Wissenschaft durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates regeln, 
unter welchen Voraussetzungen von Prüfungs- 
leistungen befreit werden kann, wenn entspre- 
chende Prüfungsleistungen bereits in anderen 
Prüfungen nach diesem Gesetz, in Schulprüfun- 
gen, in anderen staatlichen Prüfungen oder in 
Hochschulprüfungen nachgewiesen worden 
sind." 


17. § 40 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Auszubildende kann nach Anhören 
des Ausbildenden und der Berufsschule vor 
Ablauf seiner Ausbildungszeit zur Abschluß- 
prüfung zugelassen werden, wenn dies auf 
Grund von überdurchschnittlichen Leistungen 


in der Berufsschule und in der Ausbildungs- 
stätte gerechtfertigt ist." 

18. § 41 erhält folgende Fassung: 

„§ 11 

Prüfungsordnung 

Der Bundesminister für Wirtschaft oder der 
sonst zuständige Fachminister kann im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates eine Prüfungsord- 
nung für die Abschlußprüfung erlassen. Die 
Prüfungsordnung muß die Zulassung, die Glie- 
derung der Prüfung, die Bewertungsmaßstäbe, 
die Erteilung der Prüfungszeugnisse, die Folgen 
von Verstößen gegen die Prüfungsordnung und 
die Wiederholungsprüfung regeln." 

19. § 42 erhält folgende Fassung: 

„§42 

Zwischenprüfung 

Während der Berufsausbildung ist, soweit in 
der Ausbildungsordnung vorgesehen, eine Zwi- 
schenprüfung durchzuführen. Die §§34 bis 36 
gelten entsprechend." 

20. § 45 erhält folgende Fassung: 

„§45 

Ausbildungsberater 

Für die Überwachung der Berufsausbildung 
sowie die Beratung der Ausbildenden, der Aus- 
zubildenden und der Ausbilder hat die zustän- 
dige Stelle Ausbildungsberater in der erforder- 
lichen Zahl zu bestellen." 


21. Die Überschrift des Sechsten Abschnitts des 
Dritten Teils erhält folgende Fassung; 

„Sechster Abschnitt 

Vorschriften für die berufliche Fortbildung 
und die berufliche Umschulung" 

22. § 46 erhält folgende Fassung: 

.§46 

Ordnung der Aufstiegsfortbildung 

(1) Als Grundlage für eine geordnete berufli- 
che Aufstiegsfortbildung kann der Bundesmini- 
ster für Wirtschaft oder der sonst zuständige 
Fachminister im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Bildung und Wissenschaft 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Fortbildungsordnungen erlassen, 
soweit eine bundeseinheitliche Regelung erfor- 
derlich ist. 
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Die Fortbildungsordnung kann festlegen: 

1. Die Bezeichnung des Fortbildungsberufes, 

2. die Dauer der Fortbildung, 

3. die Fertigkeiten und Kenntnisse, 

4. eine Anleitung zur sachlichen und zeitli- 
chen Gliederung der Fertigkeiten und 
Kenntnisse (Fortbildungsrahmenplan) , 

5. die Prüfungsanforderungen, das Prüfungs- 
verfahren sowie die Zulassungsvorausset- 
zungen. 

(2) Solange und soweit eine Rechtsverord- 
nung nach Absatz 1 nicht erlassen ist, können 
die zuständigen Stellen mit Genehmigung der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde Ziel, In- 
halt und Art der Aufstiegsfortbildung, das Prü- 
fungsverfahren, die Prüfungsanforderungen, die 
Zulassungsvoraussetzungen und die Bezeich- 
nung des Abschlusses regeln. § 34 Abs. 2, §§ 36, 
37, 38 und 43 gelten entsprechend. 

(3) Die Regelungen und Vorschriften nach 
den Absätzen 1 und 2 haben den besonderen 
Erfordernissen der beruflichen Bildung Erwach- 
sener zu entsprechen. 

(4) Die Vorschriften über die Meisterprüfung 
nach diesem Gesetz sowie die Vorschriften der 
Handwerksordnung über die Meisterprüfung 
bleiben unberührt." 


23. Nach § 46 werden folgende §§ 46 a und 46 b 
eingefügt: 

»§ 46 a 

Aufsicht über Maßnahmen 
der Aufstiegsfortbildung 

(1) Wer Maßnahmen der Aufstiegsfortbil- 
dung nach § 46 durchführt, hat dies der zustän- 
digen Stelle anzuzeigen. 

(2) Werden der zuständigen Stelle Tatsachen 
bekannt, die darauf schließen lassen, daß bei 
der Durchführung von Maßnahmen der Auf- 
stiegsfortbildung nach § 46 der Fortbildungs- 
zweck gefährdet ist, so hat sie die nach Lan- 
desrecht zuständige Behörde zu unterrichten. 
§ 24 gilt entsprechend, 

§ 46 b 

Ordnung der Anpassungsfortbildung 

Fortbildungsordnungen können auch für 
Maßnahmen der Anpassungsfortbildung erlas- 
sen werden, wenn mit den Maßnahmen übli- 
cherweise Leitsungsnachweise verbunden sind 
oder wenn auf Grund der Fortentwicklung der 
Anforderungen im Beruf die Wahrung einheit- 
licher Leistungsmaßstäbe vorrangig geboten 
ist. Im übrigen gelten für die Regelungen der 
Anpassungsfortbildung die Bestimmungen des 
§ 46 Abs. 1, 2 und 3 entsprechend." 


24. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Ordnung der Umschulung" 

b) In den Absätzen 1, 2 und 3 werden die Worte 
„besondere Erfordernisse der beruflichen 
Erwachsenenbildung" durch die Worte „be- 
sondere Erfordernisse der beruflichen Bil- 
dung Erwachsener" ersetzt. 

c) Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Bundesminister für Wirtschaft oder 
der sonst zuständige Fachminister kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Inhalt, Art, Ziel und Dauer der beruflichen 
Umschulung bestimmen." 


25. Der Siebente Abschnitt des Dritten Teils erhält 
folgende Fassung: 

„Siebenter Abschnitt 

Vorschriften über die berufliche Bildung 
Behinderter 

§ 48 

Anwendungsbereich 

Für die Berufsbildung körperlich, geistig 
oder seelisch Behinderter oder Lernbehinderter 
gilt dieses Gesetz mit der Maßgabe der folgen- 
den besonderen Vorschriften. 

§ 49 

Grundsätze der Berufsausbildung Behinderter 

Bei der Ordnung und Durchführung der Be- 
rufsausbildung Behinderter sind deren besonde- 
re Erfordernisse zu berücksichtigen. Ziel der 
Berufsausbildung Behinderter ist es, den einzel- 
nen Behinderten auf Dauer in Beruf und Gesell- 
schaft einzugliedern. 

§ 49 a 

Allgemeine Vorschriften 
für die Berufsausbildung Behinderter 

(1) Der Ausbildende kann mit Zustimmung 
der zuständigen Stelle körperlich, geistig oder 
seelisch Behinderte oder Lernbehinderte abwei- 
chend von den Vorschriften der §§ 28, 29 sowie 
39 Abs. 1 und von sonstigen auf Grund der 
§§ 41 und 44 erlassenen Regelungen ausbilden, 
soweit es Art und Schwere der Behinderung er- 
fordern. 

(2) Soweit ein Ausbildender einen Behinder- 
ten abweichend von den Vorschriften des Er- 
sten bis Fünften Abschnitts des Dritten Teiles 
dieses Gesetzes ausbildet, hat er dies der 
Hauptfürsorgestelle anzuzeigen. 
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(3) Auch in den Fällen der Absätze 1 und 2 
ist der Berufsausbildungsvertrag mit einem Be- 
hinderten in das Verzeichnis der Berufsausbil- 
dungsverhältnisse (§ 31) einzutragen. 

(4) Auf Antrag kann die zuständige Stelle 
den Ausbildenden ganz oder teilweise von der 
Verpflichtung befreien, die Ausbildungsmittel 
kostenlos zur Verfügung zu stellen (§ 6 Abs. 1 
Nr. 3) und die Ausbildungsvergütung zu bezah- 
len (§ 10). Mit Zustimmung der zuständigen 
Stelle können außerdem im Berufsausbildungs- 
vertrag die Vorschriften des Dritten Abschnit- 
tes des Zweiten Teiles dieses Gesetzes teilwei- 
se abbedungen werden. 

§ 49 b 

Beteiligung der Hauptfürsorgestelle 
bei der Berufsausbildung Behinderter 

(1) Die Hauptfürsorgestelle soll darauf hin- 
wirken, daß bei der Durchführung der ihr ange- 
zeigten Berufsausbildungsverhältnisse dem aus- 
zubildenden Behinderten notwendige zusätzli- 
che berufliche Entfaltungshilfen gewährt wer- 
den, um das Erreichen des Ausbildungsziels si- 
cherzustellen. 

(2) Der Ausbildende hat der Hauptfürsorge- 
stelle die zur Durchführung dieser Aufgabe 
notwendigen Auskünfte zu erteilen. § 23 Abs. 5 
Satz 2 und Abs. 6 gelten entsprechend. 

§ 49 c 

Ordnung einer besonderen Berufsausbildung 
für Behinderte 

(1) Zu Ordnung der Berufsausbildung Behin- 
derter kann der zuständige Fachminister im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung und dem Bundesmini- 
ster für Bildung und Wissenschaft durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates besondere Vorschriften erlassen. Diese 
können besondere berufsvorbereitende Maß- 
nahmen, besondere Ausbildungsgänge, Ausbil- 
dungsabschlüsse und Qualifikationen vorsehen, 
sowie die Prüfungsanforderung, das Prüfungs- 
verfahren und die Zulassungsvoraussetzungen 
festlegen. Die besonderen Vorschriften sollen 
soweit als möglich der jeweiligen Ausbildungs- 
ordnung gemäß § 26 entsprechen und so gestal- 
tet sein, daß die Berufsausbildung möglichst 
nach einer Ausbildungsordnung fortgesetzt 
werden kann. 

(2) Soweit Vorschriften nach Absatz 1 nicht 
bestehen, kann die zuständige Stelle Regelun- 
gen nach § 44 treffen. 

(3) Soweit ein Ausbildender einen Behinder- 
ten nach einer auf Grund des Absatzes 1 erlas- 
senen Sonderregelung ausbildet, gilt § 49 a 
Abs. 2, 3 und 4 entsprechend. 


§ 49d 

Ausbildungsstätten für Behinderte 

Als Ausbildungsstätten für Behinderte im 
Sinne dieses Gesetzes gelten solche Ausbil- 
dungsstätten, die Leistungen eines Rehabilitati- 
onsträgers in Anspruch nehmen und in denen 
ausschließlich oder überwiegend Behinderte 
ausgebildet oder durch besondere Maßnahmen 
auf die Berufsausbildung vorbereitet werden. 

§ 49e 

Eignung von Ausbildungsstätten für Behinderte 

(1) Eine Ausbildungsstätte für Behinderte ist 
für die Berufsausbildung geeignet, wenn 

1. sie den Voraussetzungen des § 22 genügt, 

2. Art und Umfang der ausbildungsbegleiten- 
den personellen und sachlichen Betreuung 
eine den besonderen Erfordernissen der Be- 
hinderten entsprechende ordnungsgemäße 
Durchführung gewährleistet. 

(2) Eine Ausbildungsstätte für Behinderte be- 
darf der Anerkennung durch die nach Landes- 
recht zuständige Behörde. Die Anerkennung 
kann beschränkt, befristet sowie unter Bedin- 
gungen oder Auflagen erteilt werden. Sie setzt 
einen Antrag voraus. 

(3) Die Anerkennung ist von der nach Lan- 
desrecht zuständigen Behörde ganz oder teil- 
weise zu widerrufen, wenn die Voraussetzun- 
gen des Absatzes 1 nicht mehr vorliegen oder 
gegen dieses Gesetz oder gegen die auf seiner 
Grundlage erlassenen Vorschriften verstoßen 
worden ist. 

§49f 

Eignung des Ausbildungspersonals 
in Ausbildungsstätten für Behinderte 

(1) Ausbilder in Ausbildungsstätten für Be- 
hinderte müssen neben der Erfüllung der Vor- 
aussetzungen des § 20 für die Berufsausbildung 
Behinderter geeignet sein. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung kann im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Bildung und Wissenschaft und 
dem sonst zuständigen Fachminister durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates bestimmen, in welchen Fällen oder durch 
welche Prüfung die Eignung solcher Ausbilder 
nachgewiesen ist. 

§ 49 g 

Ordnung der beruflichen Fortbildung 
und Umschulung für Behinderte 

Für die berufliche Fortbildung und berufliche 
Umschulung Behinderter gelten die Vorschrif- 
ten der §§ 49 bis 49 f mit Ausnahme des § 49 a 
Abs. 3 entsprechend.“ 
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26. Im Dritten Teil wird folgender Achter Ab- 
schnitt angefügt: 

„Achter Abschnitt 

Vorschriften für die Berufsausbildung 
in der Erziehungshilfe 

§ 49 h 

Anwendungsbereich 

Für die Berufsausbildung in der Erziehungs- 
hilfe gilt dieses Gesetz nach Maßgabe der fol- 
genden besonderen Vorschriften. 

§ 49 i 

Besondere Vorschriften in der Erziehungshilfe 

(1) Kann wegen der Besonderheiten der Er- 
ziehungshilfe ein Berufsausbildungsverhältnis 
nicht begründet werden, gelten die §§ 3 bis 17 
nicht. Die Einrichtung der Erziehungshilfe kann 
in diesem Fall die Berufsausbildung oder in be- 
gründeten Ausnahmefällen Teile eines aner- 
kannten Ausbildungsberufs mit Einverständnis 
des Auszubildenden auf der Grundlage eines 
besonderen Planes für die Berufsausbildung 
durchführen. Die nach Landesrecht zuständige 
Behörde soll für den besonderen Plan einheitli- 
che Richtlinien erlassen. Die übrigen Vorschrif- 
ten des Gesetzes gelten entsprechend, soweit 
die besonderen Verhältnisse der Erziehungshil- 
fe dies zulassen. 

(2) Personen, die in Einrichtungen der Erzie- 
hungshilfe ohne Begründung eines Berufsaus- 
bildungsverhältnisses ausgebildet worden sind, 
sind zu den Prüfungen nach diesem Gesetz zu- 
zulassen, wenn eine Bescheinigung der Einrich- 
tung der Erziehungshilfe vorgelegt wird, aus 
der sich ergibt, daß die erforderlichen Kennt- 
nisse und Fähigkeiten vermittelt worden sind." 


27. Im Dritten Teil wird folgender Neunter Ab- 
schnitt angefügt: 

„Neunter Abschnitt 

Vorschriften über die berufliche Bildung 
in Justizvollzugsanstalten 

§ 49 k 

Berufliche Bildung in Justizvollzugsanstalten 

(1) Kann wegen den Besonderheiten des 
Vollzugs ein Berufsausbildungsverhältnis mit 
entsprechenden Rechten und Pflichten nicht 
begründet werden, gelten die §§ 3 bis 17 nicht. 
Die übrigen Vorschriften des Gesetzes gelten 
entsprechend, soweit die besonderen Verhält- 
nisse des Freiheitsentzuges dies zulassen. Der 
zuständige Bundesminister wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Vorschriften über die Anwendung 
dieses Gesetzes im Vollzug einer gerichtlich 
angeordneten Freiheitsstrafe, Sicherungsver- 


wahrung oder Untersuchungshaft zu erlas- 
sen. 

(2) Personen, die in Justizvollzugsanstalten 
ohne Begründung eines Berufsausbildungsver- 
hältnisses ausgebildet worden sind, sind zu den 
Prüfungen nach diesem Gesetz zuzulassen, 
wenn eine Bescheinigung der Vollzugsanstalt 
vorgelegt wird, aus der sich ergibt, daß die er- 
forderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten ver- 
mittelt worden sind. Bei den Prüfungen sind 
die besonderen Erfordernisse des Vollzuges zu 
berücksichtigen. " 

28. Der Vierte Teil wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Abstimmung zwischen Bund und Ländern, 
Ausschüsse für Berufsbildung" 

b) Die Überschrift des Ersten Abschnitts wird 
wie folgt gefaßt: 

„Erster Abschnitt 

Abstimmung zwischen Bund und Ländern" 

c) § 50 erhält folgende Fassung: 

„§ 50 

Vereinbarung über die Abstimmung 

Die Abstimmung zwischen Bund und Län- 
dern in der Berufsbildung, insbesondere die 
Abstimmung zwischen den Ausbildungsord- 
nungen und den schulischen Rahmenlehr- 
plänen der Länder, soll durch Vereinbarung 
geregelt werden. In der Vereinbarung kann 
vorgesehen werden, daß die Abstimmungs- 
aufgaben nach Satz 1 von einer Zentralstelle 
für berufliche Bildung wahrgenommen wer- 
den." 

d) Die §§ 51 bis 53 entfallen. 

29. § 54 erhält folgende Fassung: 

„§54 

Errichtung, Geschäftsordnung, Abstimmung 

(1) Bei der Landesregierung wird ein Landes- 
ausschuß für Berufsbildung errichtet. Er setzt 
sich zusammen aus einer gleichen Zahl von Be- 
auftragten der Arbeitgeber, Beauftragten der 
Arbeitnehmer, Beauftragten der obersten Lan- 
desbehörden und Lehrern an beruflichen Schu- 
len. 

(2) Die Mitglieder des Landesausschusses für 
Berufsbildung w^den längstens für vier Jahre 
von der Landesregierung berufen, die Beauf- 
tragten der Arbeitgeber auf Vorschlag der auf 
Landesebene bestehenden Zusammenschlüsse 
der Kammern, der Arbeitgeberverbände und 
der Unternehmensverbände, die Beauftragten 
der Arbeitnehmer auf Vorschlag der auf Landes- 
ebene bestehenden Gewerkschaften und selb- 
ständigen Vereinigungen von Arbeitnehmern 
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mit sozial- oder berufspolitischer Zweckset- 
zung, die Lehrer an beruflichen Schulen auf 
Vorschlag der auf Landesebene bestehenden 
Verbände der Lehrer an beruflichen Schulen 
und entsprechenden selbständigen Vereinigun- 
gen. Unter den Beauftragten der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer sollen Ausbilder bezie- 
hungsweise in der beruflichen Ausbildung er- 
fahrene Personen angemessen vertreten sein. 

(3) Die Tätigkeit im Landesausschuß ist eh- 
renamtlich. Für bare Auslagen und für Zeitver- 
säumnis ist, soweit eine Entschädigung nicht 
von anderer Seite gewährt wird, eine angemes- 
sene Entschädigung zu zahlen, deren Höhe von 
der Landesregierung oder der von ihr bestimm- 
ten Behörde festgesetzt wird. 

(4) Die Mitglieder können nach Anhören der 
an ihrer Berufung Beteiligten aus wichtigem 
Grund abberufen werden. 

(5) Die Mitglieder haben Stellvertreter, die 
bei Verhinderung der Mitglieder an deren Stel- 
le treten. Absätze 1 bis 4 gelten für die Stell- 
vertreter entsprechend. 

(6) Der Ausschuß wählt aus seiner Mitte ei- 
nen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. 
Der Vorsitzende und sein Stellvertreter sollen 
nicht derselben Mitgliedergruppe angehören. 

(7) Der Landesausschuß gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung, die der Genehmigung der Lan- 
desregierung oder der von ihr bestimmten Be- 
hörde bedarf. Sie kann die Bildung von Unter- 
ausschüssen vorsehen und bestimmen, daß ih- 
nen nicht nur Mitglieder des Landesausschus- 
ses angehören. Absatz 3 gilt für die Unteraus- 
schüsse hinsichtlich der Entschädigung ent- 
sprechend. An den Sitzungen des Landesaus- 
schusses und der Unterausschüsse können Ver- 
treter der beteiligten obersten Landesbehörde 
teilnehmen. 

(8) Der Landesausschuß ist beschlußfähig, 
wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder an- 
wesend ist. Er beschließt mit der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen.“ 

30. § 56 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die zuständige Stelle errichtet einen Be- 
rufsbildungsausschuß. Ihm gehören sechs Be- 
auftragte der Arbeitgeber, sechs Beauftragte 
der Arbeitnehmer und sechs Lehrer an berufli- 
chen Schulen an. Je drei Beauftragte der Ar- 
beitgeber und der Arbeitnehmer sollen Ausbil- 
der sein.“ 


31. § 57 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Berufsbildungsausschuß ist be- 
schlußfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner 
Mitglieder anwesend ist. Er beschließt mit der 
Mehrheit von drei Vierteln der anwesenden 
Mitglieder.“ 


32. § 58 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„Er kann jederzeit vom Leiter der zuständi- 
gen Stelle Berichterstattung verlangen." 

b) Es werden folgende Absätze 4 und 5 ein- 
gefügt: 

„(4) Vor Bestellung und Abberufung von 
Ausbildungsberatern ist dem Berufsbildungs- 
ausschuß rechtzeitig Gelegenheit zur Stel- 
lungnahme zu geben. 

(5) Der Berufsbildungsausschuß ist recht- 
zeitig darüber zu unterrichten, welche Mittel 
für die Berufsbildung in die Voranschläge 
für den Haushaltsplan aufgenommen werden 
sollen; ihm ist Gelegenheit zur Stellung- 
nahme zu geben.“ 


33. Der Fünfte Teil wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Fünfter Teil 

Berufsbildungsforschung und 
Berufsbildungsstatistik" 

b) Nach der Überschrift des Fünften Teils 
wird eingefügt: 

„Erster Abschnitt 
Berufsbildungsforschung“ 

c) In § 60 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Das Institut hat nach Weisung des 
Bundesministers für Bildung und Wissen- 
schaft bei der Vorbereitung der Abstim- 
mung gemäß § 50 Satz 1 mitzuwirken.“ 

d) Nach § 72 wird folgender Zweiter Abschnitt 
angefügt: 

„Zweiter Abschnitt 
Berufsbildungsstatistik 

§ 72 a 

Berufsbildungsstatistik 

(1) Für Zwecke der Fortentwicklung der Be- 
rufsbildung wird eine Berufsbildungsstatistik 
als Bundesstatistik durchgeführt. 

(2) Die Bundesanstalt für Arbeit unterstützt 
das Statistische Bundesamt und die statisti- 
schen Ämter der Länder bei der Erstellung der 
Berufsbildungsstatistik. 

(3) Soweit die für die Erhebung erforderli- 
chen Daten bei der zuständigen Stelle oder bei 
der nach Landesrecht zuständigen Behörde vor- 
liegen, sind sie dort zu erheben. Die zuständige 
Stelle bzw. die nach Landesrecht zuständige 
Behörde ist auskunftspflichtig. 
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(4) Einzelangaben über persönliche oder 
sachliche Verhältnisse von natürlichen oder ju- 
ristischen Personen sind geheimzuhalten. Die 
statistischen Ämter, die nach Landesrecht zu- 
ständigen Behörden und die zuständigen Stel- 
len sind berechtigt und verpflichtet, an die zu- 
ständigen obersten Bundes- und Landesbehör- 
den sowie an die von diesen bestimmten Perso- 
nen und Stellen auf Verlangen Einzelangaben 
über die zu erhebenden Tatbestände ohne Nen- 
nung von Namen und Anschriften in ausrei- 
chend anonymisierter Form weiterzuleiten. 
Hierauf ist in den Erhebungsdrucksachen hin- 
zuweisen. 

(5) Die für die Berufsbildungsstatistik ge- 
machten Einzelangaben dürfen nicht zu bela- 
stenden Verwaltungsakten gegenüber den Aus- 
kunftspflichtigen führen. 

§72b 

Bereiche und Umfang der Erhebungen 

(1) Für die Berufsbildungsstatistik können 
jährlich folgende Angaben erhoben werden: 

1. über die Ausbildungsstätten: 

a) Wirtschaftszweig, Ort, Beschäftigtengrö- 
ßenklasse, Ausbildungsberufe, Zahl der 
besetzten Ausbildungsstellen nach Aus- 
bildungsberufen, Zahl der vorzeitig gelö- 
sten Ausbildungsverhältnisse nach Aus- 
bildungsberufen für die Ausbildungsstät- 
ten, 

b) Zahl, fachliche und pädagogische Eig- 
nung, hauptberufliche und nebenberufli- 
che Tätigkeit nach Ausbildungsberufen 
für die Ausbilder, 

c) Zahl, Alter, Geschlecht, Staatsangehörig- 
keit, schulische und berufliche Vorbil- 
dung, Ausbildungsberuf, Ausbildungs- 
jahr, Ausbildungsdauer für die Auszubil- 
denden; 

2. Uber die Fortbildungsstätten zur Aufstiegs- 
fortbildung: 

a) Rechts- und Unterhaltsträger, Ort, Zahl 
der Beschäftigten für die Fortbildungs- 
stätten, 

b) Zahl der haupt- und nebenberuflicher 
Tätigkeit für das Fortbildungspersonal, 

c) Zahl nach Art, Dauer und Ziel der berufli- 
chen Fortbildungsmaßnahme für die 
Teilnehmer; 

3. Uber die Prüfungen in der Berufsbildung: 

Zahl, Alter, Geschlecht, Staatsangehörig- 
keit, Ausbildungsberuf, Abkürzung und 
Verlängerung der Berufsausbildungsdauer, 
Wiederholungsprüfung, Prüfungsergebnis 
für die Prüfungsteilnehmer; 

4. über die Aufsicht in der beruflichen Bil- 
dung: 


a) Untersagung der Ausbildungstätigkeit so- 
wie Zahl der Ablehnungen und Löschun- 
gen der Eintragungen in das Verzeichnis 
der Berufsausbildungsverhältnisse nach 
§32 Abs. 2; 

b) Zahl, berufliche Vorbildung, haupt- und 
nebenberufliche Tätigkeit, fachliche Zu- 
ständigkeit sowie Zahl der durchgeführ- 
ten Besuche in Ausbildungsstätten und 
sonstige Beratungstätigkeiten für die 
Ausbildungsberater. 

(2) Der Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates festzu- 
stellen, ob und wann die in Absatz 1 genannten 
Angaben und welche davon erhoben werden 
können oder anzuordnen, daß die Erhebungen 
ganz oder teilweise auf der Grundlage einer re- 
präsentativen Auswahl durchgeführt werden 
können, wenn dies für die Gewinnung zuver- 
lässiger Ergebnisse ausreicht. 

§ 72 c 

Auskunftserteilung 

Auskunftspflichtig nach den §§ 10 und 11 des 
Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke 
sind 

1. für die Erhebungen nach § 72 b Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe a die Leiter der Ausbil- 
dungsstätten, 

2. für die Erhebungen nach § 72 b Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe b die Ausbilder, 

3. für die Erhebungen nach § 72 b Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe c die Auszubildenden, 

4. für die Erhebungen nach § 72 b Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe a die Leiter der Fortbildungsstät- 
ten, 

5. für die Erhebungen nach § 72 b Abs. 1 Nr, 2 
Buchstabe b das Fortbildungspersonal, 

6. für die Erhebungen nach § 72 b Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe c die Teilnehmer, 

7. für die Erhebungen nach § 72 b Abs. 1 Nr. 3 
die Prüfungsteilnehmer, 

8. für die Erhebungen nach § 72 b Abs. 1 Nr. 4 
die für die Aufsicht zuständigen Stellen und 
Behörden, 

9. für die Erhebungen nach § 72 b Abs. 1 Nr. 4 
Buchstabe b die Ausbildungsberater. 

§72d 

Berichtspflicht 

Der Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft hat über die nach den §§ 72 a und b 
durchgeführten Erhebungen einen Bericht vor- 
zulegen. In ihm soll die voraussichtliche Ent- 
wicklung des Angebots und der Nachfrage 
nach Ausbildungsstellen dargestellt werden." 
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34. § 73 erhält folgende Fassung: 

„§ 73 

Anwendung der Handwerksordnung 

Für die Berufsausbildung in Gewerben der 
Anlage A der Handwerksordnung gelten die 
§§ 20 bis 47, 56 bis 59 und 98 nicht; insoweit 
gilt die Handwerksordnung. Die §§ 56 bis 59 
gelten ferner nicht für die Berufsausbildung in 
nichthandwerklichen Berufen, für die die Hand- 
werkskammer nach § 74 zuständige Stelle ist." 

35. § 77 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die nach Landesrecht zuständige Be- 
hörde errichtet Ausschüsse für die Abnah- 
me der Ausbildungsmeisterprüfung und be- 
ruft die Mitglieder. Die Geschäftsführung 
liegt bei der Industrie- und Handelskammer. 
Diese erläßt die Prüfungsordnung, trägt die 
für die Abnahme der Prüfung entstehenden 
Kosten und setzt mit Genehmigung der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde die Höhe 
der Prüfungsgebühren fest. § 36 Satz 2 und 
§ 41 Satz 2 gelten entsprechend." 

b) In Absatz 3 wird folgender Satz 3 ange- 
fügt: 

„Für den Vorsitz, die Beschlußfassung und 
die Abstimmung gilt § 38 entsprechend." 

36. § 79 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird der Punkt durch ei- 
nen Strichpunkt ersetzt und folgender Halb- 
satz angefügt: 

„das gleiche gilt für die Berufsbildung in 
anderen Bildungseinrichtungen, soweit sie 
in landwirtschaftlichen Ausbildungsberufen 
durchgeführt wird." 

b) In Absatz 2 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„Durch Vereinbarung können die der zu- 
ständigen Stelle nach diesem Gesetz oblie- 
genden Aufgaben einer anderen Kammer 
übertragen werden; die Vereinbarung be- 
darf der Genehmigung der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde." 

37. In § 80 Abs. 1 Nr. 2 werden nach dem Wort 
„Ingenieurschule" die Worte „oder einer ande- 
ren gleichwertigen Bildungseinrichtung" einge- 
fügt. 

38. § 81 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „einen 
Ausschuß" durch das Wort „Ausschüsse" 
ersetzt. 


b) In Absatz 1 werden folgende Sätze 3 und 4 
angefügt: 

„Die Geschäftsführung obliegt der zuständi- 
gen Stelle. Diese erläßt die Prüfungsord- 
nung, trägt die für die Abnahme der Prü- 
fung entstehenden Kosten und setzt mit Ge- 
nehmigung der nach Landesrecht zuständi- 
gen Behörde die Höhe der Prüfungsgebüh- 
ren fest." 

c) In Absatz 3 wird folgender Satz 2 einge- 
fügt: 

„Der Besuch einer Fachschule in der ent- 
sprechenden Fachrichtung ist auf die prakti- 
sche Tätigkeit in dem Beruf bis höchstens 
zu einem Jahr anzurechnen." 

39. In § 82 Abs. 2 werden die Worte „die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf" durch die 
Worte „mit Zustimmung des Bundesrates" er- 
setzt. 


40. § 83 wird gestrichen. 

41. In § 84 Abs. 1 erhalten Nummer 2 und die nach- 
folgenden Halbsätze folgende Fassung: 

„2. für die Berufsbildung in anderen als den in 
den §§ 73 bis 75, 79, 87, 89, 91 und 93 erfaß- 
ten Ausbildungsberufen; 

dies gilt auch für die der Aufsicht des Bundes 
unterstehenden Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts. Die Aufga- 
ben der beruflichen Bildung für den Geschäfts- 
bereich mehrerer oberster Bundesbehörden 
können einer zuständigen Stelle übertragen 
werden. Die Länder bestimmen die zuständige 
Stelle für ihren Bereich sowie für die Gemein- 
den, die Gemeindeverbände und die sonstigen 
der Aufsicht der Länder unterstehenden Kör- 
perschaften, Anstalten und Stiftungen des Öf- 
fentlichen Rechts. Die oberste Bundesbehörde, 
im Falle von Satz 3 die Landesregierung, kann 
durch Rechtsverordnung auch eine Stelle nach 
§§ 74, 75, 79, 87, 89, 91, 93 oder 97 als zuständi- 
ge Stelle bestimmen; Rechtsverordnungen der 
obersten Bundesbehörden bedürfen der Zustim- 
mung des Bundesrates." 

42. In § 87 Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Durch Vereinbarung können die der zuständi- 
gen Stelle nach diesem Gesetz obliegenden 
Aufgaben einer anderen Kammer übertragen 
werden; die Vereinbarung bedarf der Genehmi- 
gung der nach Landesrecht zuständigen Behör- 
de." 

43. In § 91 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Durch Vereinbarung können die der zuständi- 
gen Stelle nach diesem Gesetz obliegenden 
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Aufgaben einer anderen Kammer übertragen 
werden; die Vereinbarung bedarf der Genehmi- 
gung der nach Landesrecht zuständigen Behör- 
de." 


44. § 99 wird wie folgt geändert; 

a) Absatz 1 Nr, 9 wird Nummer 7 und erhält fol- 
gende Fassung: 

„7. entgegen § 23 Abs. 5 der zuständigen 
Stelle oder Behörde eine Auskunft nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erteilt, Unterlagen 
nicht, nicht vollständig oder nicht recht- 
zeitig vorlegt oder eine Besichtigung 
nicht gestattet,". 

Nummer 7 wird Nummer 8, Nummer 8 wird 
Nummer 9. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fäl- 
len des Absatzes 1 Nr. 1, 2, 7, 9, 10 mit einer 
Geldbuße bis zu zweitausend Deutsche 
Mark, in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 bis 
6 und 8 mit einer Geldbuße bis zu zehntau- 
send Deutsche Mark geahndet werden," 

45. § 100 erhält folgende Fassung: 

.§ 100 

Handwerksordnung 

Die Handwerksordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Dezember 1965 (Bun- 
desgesetzbl. 1966 I S. 1), zuletzt geändert durch 
Artikel 24 des Gesetzes zur Anpassung gesetz- 
lich festgelegter Zuständigkeiten an die Neuab- 
grenzung der Geschäftsbereiche von Bundes- 
ministern (Zuständigkeitsanpassungsgesetz) 
vom 18. März 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 705), 
wird wie folgt geändert: 

a) In § 22 Abs. 2, § 27 a Abs. 1, § 40 Abs. 1 und 2, 
§ 37 Abs. 3 werden die Worte „nach Anhö- 
ren des Bundesausschusses für Berufsbil- 
dung" gestrichen. 

b) § 23 a erhält folgende Fassung: 

.§23a 

(1) Die Handwerkskammer hat darüber zu 
wachen, daß die Berufsausbildung nach die- 
sem Gesetz und den aufgrund dieses Geset- 
zes erlassenen Vorschriften durchgeführt 
wird, insbesondere, daß die persönliche und 
fachliche Eignung sowie die Eignung der 
Ausbildungsstätte vorliegen. 

(2) Die Überwachungsmaßnahmen sind in 
dem erforderlichen Umfang durchzuführen. 
Die nach Landesrecht zuständige Behörde 
kann allgemeine Verwaltungsvorschriften 
erlassen, in denen die Überwachung näher 
geregelt wird. 


(3) Werden Mängel der Eignung festge- 
stellt, so hat die Handwerkskammer, falls 
der Mangel zu beheben und eine Gefähr- 
dung des Lehrlings (Auszubildenden) nicht 
zu erwarten ist, den Ausbildenden aufzufor- 
dern, innerhalb einer von ihr gesetzten Frist 
den Mangel zu beseitigen. Ist der Mangel 
der Eignung nicht zu beheben oder ist eine 
Gefährdung des Auszubildenden zu erwar- 
ten oder wird der Mangel nicht innerhalb 
der gesetzten Frist beseitigt, so hat die zu- 
ständige Stelle dies der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde mitzuteilen. 

(4) Wird ein Antrag auf Untersagung 
nach § 24 gestellt, so kann die nach Landes- 
recht zuständige Behörde im Zuge des Ver- 
fahrens in der betroffenen Ausbildungsstät- 
te eine gesonderte Überprüfung durchfüh- 
ren. 

(5) Die Ausbildenden sind verpflichtet, 
der zuständigen Stelle und der zuständigen 
Behörde auf Verlangen die für die Überwa- 
chung notwendigen Auskünfte zu erteilen, 
die dafür notwendigen Unterlagen vollstän- 
dig und fristgemäß vorzulegen und zum 
Zweck der Überprüfung der Einhaltung von 
Pflichten des Ausbildenden innerhalb der 
Geschäftszeit Besichtigungen der Betriebs- 
räume, der Betriebseinrichtungen und der 
Ausbildungsplätze zu dulden. Die Auskünf- 
te sind wahrheitsgemäß, vollständig, fristge- 
mäß und, soweit nichts anderes bestimmt 
ist, unentgeltlich zu geben. 

(6) Der Auskunftspflichtige kann die Aus- 
kunft auf solche Fragen verweigern, deren 
Beantwortung ihm selbst oder einen der in 
§ 52 Abs. 1 der Strafprozeßordnung bezeich- 
neten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens 
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkei- 
ten aussetzen würde." 

c) Dem § 24 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Das Wirksamwerden der Untersagung 
kann aufgeschoben werden, soweit es das 
Interesse des Lehrlings (Auszubildenden) 
die Ausbildung ordnungsgemäß abzuschlie- 
ßen, erfordert." 

d) Die Überschrift des Zweiten Abschnittes des 
Zweiten Teiles erhält folgende Fassung: 

„Zweiter Abschnitt 
Gliederung der Berufsausbildung, 
Ausbildungsberufe, Ausbildungsordnungen" 

e) § 25 erhält folgende Fassung: 

„§25 

(1) Die Berufsausbildung gliedert sich in 
eine breit angelegte Grundbildung und eine 
darauf aufbauende berufsqualifizierende 
Fachbildung. 

(2) Die Grundbildung soll Grundfertigkei- 
ten und Grundkenntnisse vermitteln sowie 
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Verhaltensweisen einüben, die mehreren 
Ausbildungsberufen gemeinsam sind. Sie 
soll sich an Berufsfeldern orientieren und in 
der Regel ein Jahr dauern. 

(3) Die auf der Grundbildung aufbauende 
Fachbildung soll zur Befähigung für qualifi- 
zierte berufliche Tätigkeiten fachliche 
Kenntnisse und Fertigkeiten vermitteln so- 
wie den Erwerb beruflicher Erfahrung er- 
möglichen. Sie dauert in der Regel zwei 
Jahre, mindestens jedoch ein Jahr. 

(4) An eine Fachbildung von einjähriger 
Dauer, die mit einer Prüfung abschließt, 
kann eine weitere aufbauende Fachbildung 
anschließen (Stufenausbildung). Sie dauert 
in der Regel ein Jahr. 

(5) Sofern eine Gliederung in Grund- und 
Fachbildung nicht möglich ist, dauert die 
Berufsausbildung als geschlossener Ausbil- 
dungsgang in der Regel drei Jahre, minde- 
stens jedoch zwei Jahre. Absatz 4 gilt ent- 
sprechend." 

f) § 26 erhält folgende Fassung: 

.§ 26 

(1) Als Grundlage für eine geordnete, 
einheitliche Berufsausbildung sowie zu ihrer 
Anpassung an die technischen, wirtschaft- 
lichen und gesellschaftlichen Erfordernisse 
und deren Entwicklung kann der Bundes- 
minister für Wirtschaft im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates, für die staatlich an- 
erkannten Ausbildungsberufe (Handwerke) 
Ausbildungsordnungen erlassen. 

(2) Die Ausbildungsordnung hat minde- 
stens festzulegen: 

1. Die Bezeichnung des Ausbildungsberufes, 

2. die Gliederung der Berufsausbildung, 

3. die Dauer der Berufsausbildung, 

4. die Fertigkeiten und Kenntnisse (Ausbil- 
dungsberufsbild) , 

5. eine Anleitung zur sachlichen und zeit- 
lichen Gliederung der Fertigkeiten und 
Kenntnisse (Ausbildungsrahmenplan) , 

6. die Prüfungsanforderungen. 

(3) Der Ausbildungsrahmenplan soll so 
gestaltet sein, daß die Berufsausbildung den 
betrieblichen Möglichkeiten angepaßt wer- 
den kann. 

(4) Die Ausbildungsordnung soll Hinwei- 
se auf abgestimmte Rahmenlehrpläne der 
Berufsschule enthalten. 

(5) Wird ein Gewerbe in der Anlage A zu 
diesem Gesetz gestrichen, zusammengefaßt 
oder getrennt und wird das Berufsausbil- 
dungsverhältnis nicht gekündigt (§15 Abs. 2 
Nr. 2 des Berufsbildungsgesetzes), so gelten 
für die weitere Berufsausbildung die bisheri- 
gen Vorschriften." 


g) § 27 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Zur Entwicklung und Erprobung neu- 
er Ausbildungsformen, Prüfungsformen und 
Ausbildungsberufe kann der Bundesminister 
für Wirtschaft oder der sonst zuständige 
Fachminister im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Bildung und Wissenschaft 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Ausnahmen zulassen, die auch 
auf eine bestimmte Art und Zahl von Aus- 
bildungsstätten beschränkt werden können." 

h) § 32 erhält folgende Fassung: 

.§ 32 

(1) Durch die Gesellenprüfung ist festzu- 
stellen, ob der Prüfling die erforderlichen 
Fertigkeiten beherrscht, die notwendigen 
Kenntnisse besitzt und mit dem im Berufs- 
schulunterricht vermittelten, für die Berufs- 
ausbildung wesentlichen Lehrstoff vertraut 
ist. 

Die Ausbildungsordnung und die entspre- 
chenden schulischen Rahmenlehrpläne sind 
zugrunde zu legen. 

(2) Bei der Bewertung der Prüfungslei- 
stungen sind die in der Berufsschule und im 
Betrieb nachgewiesenen Leistungen soweit 
möglich einzubeziehen. Das Nähere regelt 
die Prüfungsordnung gemäß § 38. 

(3) Die Handwerkskammer kann mit der 
für das berufliche Schulwesen nach Landes- 
recht zuständigen Behörde vereinbaren, daß 
Teile der Abschlußprüfung gemeinsam mit 
einer landesrechtlich vorgesehenen Berufs- 
schulabschlußprüfung durchgeführt werden. 
Die Vereinbarung kann vorsehen, daß ein- 
heitliche Prüfungsaufgaben zugrunde gelegt 
werden. Die Festlegung dieser Aufgaben soll 
durch einen Ausschuß erfolgen, dem Vertre- 
ter des beruflichen Schulwesens, der Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer angehören. 

(4) Der Bundesminister für Wirtschaft 
kann im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Bildung und Wissenschaft durdi 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates regeln, unter welchen Vorausset- 
zungen von Prüfungsleistungen befreit wer- 
den kann, wenn entsprechende Prüfungslei- 
stungen bereits in anderen Prüfungen nach 
diesem Gesetz, in Schulprüfungen, in ande- 
ren staatlichen Prüfungen oder in Hochschul- 
prüfungen nachgewiesen worden sind," 

i) § 37 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Lehrling (Auszubildende) kann 
nach Anhören des Ausbildenden und der Be- 
rufsschule vor Ablauf seiner Ausbildungs- 
zeit zur Abschlußprüfung zugelassen wer- 
den, wenn dies aufgrund von überdurch- 
schnittlichen Leistungen in der Berufsschule 
und in der Ausbildungsstätte gerechtfertigt 
ist." 
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k) § 38 erhält folgende Fassung: 

.§ 38 

Der Bundesminister für Wirtschaft kann 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesra- 
tes eine Prüfungsordnung für die Gesellen- 
prüfung erlassen. Die Prüfungsordnung muß 
die Zulassung, die Gliederung der Prüfung, 
die Bewertungsmaßstäbe, die Erteilung der 
Prüfungszeugnisse, die Folgen von Verstö- 
ßen gegen die Prüfungsordnung und die 
Wiederholungsprüfung regeln." 

l) § 39 erhält folgende Fassung: 

■ .§39 

Während der Berufsausbildung ist, soweit in 
der Ausbildungsordnung vorgesehen, eine 
Zwischenprüfung durchzuführen. §§31 bis 33 
gelten entsprechend." 

m) § 41 a erhält folgende Fassung; 

.§ 41 a 

Für die Überwachung der Berufsausbil- 
dung sowie die Beratung der Ausbildenden, 
der Lehrlinge (Auzubildenden) und der Aus- 
bilder hat die Handwerkskammer Ausbil- 
dungsberater in der erforderlichen Zahl zu 
bestellen." 

n) Der Sechste Abschnitt des Zweiten Teils er- 
hält folgende Fassung: 

„Sechster Abschnitt 
Berufliche Fortbildung, 
berufliche Umschulung 

§ 42 

(1) Als Grundlage für eine geordnete und 
einheitliche berufliche Aufstiegsfortbildung 
kann der Bundesminister für Wirtschaft im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Fortbildungsordnungen erlassen. 

Die Fortbildungsordnung kann festlegen: 

1. Die Bezeichnung des Fortbildungsberufes, 

2. die Dauer der Fortbildung, 

3. die Fertigkeiten und Kenntnisse, 

4. eine Anleitung zur sachlichen und zeit- 
lichen Gliederung der Fertigkeiten und 
Kenntnisse (Fortbildungsrahmenplan) , 

5. die Prüfungsanforderungen, das Prüfungs- 
verfahren sowie die Zulassungsvoraus- 
setzungen. 

(2) Soweit eine Rechtsverordnung nach 
Absatz 1 nicht erlassen ist, kann die Hand- 
werkskammer mit Genehmigung der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde Ziel, Inhalt 
und Art der Aufstiegsfortbildung, das Prü- 
fungsverfahren, die Prüfungsanforderungen, 
die Zulassungsvoraussetzungen und die Be- 
zeichnungen des Abschlusses regeln. § 31 


Abs. 2, §§ 34, 35, 38 und 40 gelten entspre- 
chend. 

(3) Die Regelungen und Vorschriften nach 
den Absätzen 1 und 2 haben den besonderen 
Erfordernissen der beruflichen Bildung Er- 
wachsener zu entsprechen. 

(4) Die Vorschriften über die Meisterprü- 
fung bleiben unberührt. 

§ 42 a 

(1) Wer Maßnahmen der Aufstiegsfortbil- 
dung nach § 42 durchführt, hat dies der Hand- 
werkskammer anzuzeigen. 

(2) Werden der Handwerkskammer Tat- 
sachen bekannt, die darauf schließen lassen, 
daß bei der Durchführung von Maßnahmen 
der Aufstiegsfortbildung nach § 42 der Fort- 
bildungszweck gefährdet ist, so hat sie die 
nach Landesrecht zuständige Behörde zu 
unterrichten. § 24 gilt entsprechend. 

§ 42 b 

Fortbildungsordnungen können auch für 
Maßnahmen der Anpassungsfortbildung er- 
lassen werden, wenn mit den Maßnahmen 
üblicherweise Leistungsnachweise verbunden 
sind oder wenn aufgrund der Fortentwick- 
lung der Anforderungen im Beruf die Wah- 
rung einheitlicher Leistungsmaßstäbe vorran- 
gig geboten sind. Im übrigen gelten für die 
Regelungen der Anpassungsfortbildung die 
Vorschriften nach § 42 Abs. 1, 2 und 3 ent- 
sprechend. 

(1) Maßnahmen der beruflichen Umschu- 
lung müssen nach Inhalt, Art, Ziel und 
Dauer den besonderen Erfordernissen der 
beruflichen Bildung Erwachsener entspre- 
chen. 

(2) Zum Nachweis von Kenntnissen, Fer- 
tigkeiten und Erfahrungen, die durch die 
berufliche Umschulung erworben worden 
sind, kann die Handwerkskammer Prüfun- 
gen durchführen; sie müssen den besonde- 
ren Erfordernissen der beruflichen Bildung 
Erwachsener entsprechen. Die Handwerks- 
kammer regelt den Inhalt, das Ziel, die An- 
forderungen, das Verfahren dieser Prüfun- 
gen, die Zulassungsvoraussetzungen und er- 
richtet Prüfungsausschüsse; § 31 Abs. 2, 
§§ 34, 35, 38, 40 und 42 Abs. 2 gelten ent- 
sprechend. 

(3) Bei der Umschulung für einen aner- 
kannten Ausbildungsberuf sind das Ausbil- 
dungsberufsbild (§ 25 Abs. 2 Nr. 4), der 
Ausbildungsrahmenplan (§ 25 Abs. 2 Nr. 5) 
und die Prüfungsanforderungen (§ 25 Abs. 2 
Nr. 6) unter Berücksichtigung der besonde- 
ren Erfordernisse der beruflichen Bildung 
Erwachsener zugrunde zu legen. Der Bun- 
desminister für Wirtschaft kann im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates Inhalt, Art, 
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Ziel und Dauer der beruflichen Umschulung 
bestimmen. 

(4) Die Handwerkskammer hat die 
Durchführung der Umschulung zu überwa- 
chen. §§ 23 a und 24 gelten entsprechend.'' 

o) Der Siebente Abschnitt des Zweiten Teils 
wird gestrichen. 

q) § 43 Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Die Handwerkskammer errichtet 
einen Berufsbildungsausschuß. Ihm gehören 
sechs Beauftragte der Arbeitgeber, sechs Be- 
auftragte der Arbeitnehmer und sechs Leh- 
rer an beruflichen Schulen an. Drei Beauf- 
tragte der Arbeitgeber sollen selbständige 
Handwerker, drei Beauftragte der Arbeit- 
nehmer sollen Ausbilder in einem Betrieb 
oder einer überbetrieblichen Ausbildungs- 
stätte sein. 

(2) Die Beauftragten der Arbeitgeber wer- 
den von der Gruppe der selbständigen Hand- 
werker, die Beauftragten der Arbeitnehmer 
von der Gruppe der Vertreter der Gesellen 
in der Vollversammlung gewählt. Die Leh- 
rer an beruflichen Schulen werden von der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde läng- 
stens für vier Jahre als Mitglieder berufen." 

r) § 44 wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 1 wird folgender Satz 2 an- 
gefügt: 

„Er kann jederzeit vom Leiter der zu- 
ständigen Stelle Berichterstattung ver- 
langen." 

bb) In Absatz 2 wird die Zahl „42 a" er- 
setzt durch die Zahl „42 c". 

cc) Es werden folgende Absätze 4 und 5 an- 
gefügt; 

„(4) Vor Bestellung und Abberufung 
von Ausbildungsberatern ist dem Be- 
rufsbildungsausschuß rechtzeitig Gele- 
genheit zur Stellungnahme zu geben. 

(5) Der Berufsbildungsausschuß ist 
rechtzeitig darüber zu unterrichten, wel- 
che Mittel für die Berufsbildung in die 
Voranschläge für den Haushaltsplan 
aufgenommen werden sollen; ihm ist 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu ge- 
ben." 

s) § 44 a Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Berufsbildungsausschuß ist be- 
schlußfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner 
Mitglieder anwesend ist. Er beschließt mit 
der Mehrheit von drei Vierteln der anwe- 
senden Mitglieder." 

t) § 54 Abs. 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. die Berufsausbildung zu fördern und 
entsprechend den Vorschriften der 


Handwerkskammer bei der Überwa- 
chung mitzuwirken." 

u) § 61 wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 2 wird die Nummer 6 gestri- 
chen. 

bb) In Absatz 3 werden die Zahl 6 und das 
Komma gestrichen. 

v) § 67 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Handwerksinnung kann einen 
Ausschuß zur Schlichtung von Streitigkeiten 
zwischen Ausbildenden und Lehrlingen 
(Auszubildenden) errichten, soweit sie hier- 
zu von der Handwerkskammer ermächtigt 
wird. Der Ausschuß ist für alle Berufsausbil- 
dungsverhältnisse der in der Handwerksin- 
nung vertretenen Handwerke ihres Bezirks 
zuständig. Die Handwerkskammer erläßt die 
hierfür erforderliche Verfahrensordnung." 

w) § 68 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Nummer 1 wird gestrichen. 

bb) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Bei Maßnahmen zur Förderung der 
Bei\ifsausbildung und der Überwa- 
chung {§ 54 Abs. 1 Nr. 3),". 

x) § 91 Abs, 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 4 wird die Zahl „41 a" er- 
setzt durch die Zahl „23 a". 

bb) Nummer 4 a erhält folgende Fassung: 

„4.a Vorschriften für Prüfungen bei ei- 
ner beruflichen Fortbildung oder 
Umschulung im Rahmen der §§ 42, 
42 b und 42 c zu erlassen und Prü- 
fungsausschüsse hierfür zu errich- 
ten." 

cc) In Nummer 5 werden die Worte „Ge- 
sellenprüfungsordnungen für einzelne 
Handwerke zu erlassen (§ 38)," gestri- 
chen. 

y) § 106 Abs. 1 Nr. 9 erhält folgende Fassung: 

„9. Der Erlaß der Meisterprüfungsordnun- 
gen {§ 91 Abs. 1 Nr. 6)." 

46. § 102 Nr. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen 
Ausbildenden und Auszubildenden aus einem 
Ausbildungsverhältnis können die nach dem 
Berufsbildungsgesetz zuständigen Stellen und, 
soweit sie von der Handwerkskammer dazu 
ermächtigt sind, die Handwerksinnungen Aus- 
schüsse bilden, denen Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer in gleicher Zahl angehören müssen." 

47. In § 108 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes vergleichbaren Berufsbildungseinrich- 
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tungen außerhalb der Wirtschaft oder sonsti- 
gen Berufsbildungseinrichtungen (§ 1 Abs. 5) 
eingeräumten Rechte, wie sie nunmehr § 29 
Abs. 1, § 40 Abs. 3 und § 43 dieses Gesetzes 
oder § 27 a Abs. 1, § 37 Abs. 3 und § 40 Abs. 3 
der Handwerksordnung entsprechen, bleiben 
unberührt. Dies gilt bei Fällen, die dem § 43 
dieses Gesetzes und dem § 40 Abs. 3 der Hand- 
werksordnung entsprechen, jedoch nur, wenn 
der Ausbildungsplan der vergleichbaren Ein- 
richtung oder der sonstigen Berufsbildungsein- 
richtungen Änderungen von Ausbildungsord- 
nungen jeweils entsprechend berücksichtigt." 

48. Nach § 111 wird folgender § 111 a eingefügt: 

.§ 111 a 

Übergang von Aufgaben und Zuständigkeiten 

„(1) Soweit dieses Gesetz Zuständigkeiten 
für seine Durchführung ändert, haben die dem 
Berufsbildungsgesetz vom 14. August 1969 und 
die Handwerksordnung durchführenden Stellen 
ihre Aufgabe soweit und solange wahrzuneh- 
men, bis die dieses Gesetz durchzuführenden 
Stellen die Übernahme der Aufgaben anzeigen. 
Diese Übernahme ist bis zum Ablauf von zwei 
Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes anzu- 
zeigen. 

(2) Soweit dieses Gesetz keine andere Rege- 
lung enthält, bestimmt die Landesregierung 
oder die von ihr bestimmte Stelle die für die 
Ausführung dieses Gesetzes zuständigen Be- 
hörden." 

49. In §§ 21, 43 Abs. 1 und 2, § 76 Abs. 2, § 77 
Abs. 5, § 80 Abs. 2, § 81 Abs. 4, § 82 Abs. 2, 
§ 95 Abs. 4, § 96 Abs. 2 werden die Worte „nach 
Anhören des Bundesausschusses für Berufsbil- 
dung" gestrichen. In § 97 wird Satz 2 gestrichen. 


Artikel 2 

Ermächtigung zur Neubekanntmachung 
des Berufsbildungsgesetzes 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
wird ermächtigt, den Wortlaut des Berufsbildungs- 
gesetzes in der sich aus diesem Gesetz ergebenden 
Fassung neu bekanntzumachen. Er kann dabei Un- 
stimmigkeiten des Wortlautes bereinigen und die 
Paragraphenfolge ändern. 


Artikel 3 

Das Einkommensteuergesetz 1975 in der Fassung 
vom 5. September 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 2165), 

zuletzt geändert durch das Gesetz , 

wird wie folgt geändert: 

In § 51 Abs. 1 Ziffer 2 wird nach dem Buchstaben c 
der folgende Buchstabe d eingefügt: 


„d) nach denen Steuerpflichtige, die ihren Gewinn 
nach den §§ 4 oder 5 ermitteln, für jeden Aus- 
zubildenden, der am Ende des Wirtschaftsjahres 
in einem Berufsausbildungsverhältnis im Sinne 
des Berufsbildungsgesetzes vom 14. August 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1112), zuletzt geändert 
durch das Zuständigkeitsanpassungsgesetz vom 
18. März 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 705), mit 
dem Betrieb steht, eine den steuerlichen Gewinn 
mindernde Rücklage wie folgt bilden können: 

aa) Die Rücklage darf mit höchstens 2 000 DM 
für jeden Auszubildenden angesetzt wer- 
den. Soweit die Zahl der Auszubildenden 
am Ende eines Wirtschaftsjahres die Zahl 
der Auszubildenden im Betrieb des Steuer- 
pflichtigen zum 31. Dezember 1975 über- 
steigt, kann die Rücklage für die zusätz- 
lichen Ausbildungsverhältnisse mit jeweils 
6 000 DM bemessen werden. 

bb) Bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 
ist die Rücklage bei Begründung des Aus- 
bildungsverhältnisses als Betriebsausgabe 
und bei Beendigung des Ausbildungsver- 
hältnisses als Betriebseinnahme zu erfassen. 
Im Wirtschaftsjahr der erstmaligen Inan- 
spruchnahme der Rücklage, werden die be- 
stehenden Ausbildungsverhältnisse den neu 
begründeten gleichgestellt. 

cc) Die Zahl der Auszubildenden im Betrieb des 
Steuerpflichtigen nach dem Stand zum 
31. Dezember 1975 und den maßgebenden 
folgenden Stichtagen ist jeweils durch eine 
Bescheinigung der zuständigen Stelle im 
Sinne des Berufsbildungsgesetzes nachzu- 
weisen. 

dd) Die den steuerlichen Gewinn mindernde 
Rücklage kann erstmals in dem nach dem 
30. Dezember 1976 endenden Wirtschafts- 
jahr zugelassen werden. Sie ist in den fol- 
genden Wirtschaftsjahren nach dem Stand 
der Ausbildungsverhältnisse am Ende des 
jeweiligen Wirtschaftsjahres anzupassen;". 


Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die aufgrund die- 
ses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 5 

Inkrafttreten 

Artikel 1 und 2 dieses Gesetzes treten am 1. Ja- 
nuar 1977 in Kraft; im übrigen tritt das Gesetz am 
Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


1 . 

Der Bundesrat hat in der 434. Sitzung am 14. Mai 
1976 beschlossen, dem Gesetzesbeschluß des Deut- 
schen Bundestages zum Berufsbildungsgesetz (BBiG) 

■ — • Drucksache 269/76 — nicht zuzustimmen. Dabei 
sind die insgesamt und im einzelnen bestehenden 
schwerwiegenden Bedenken gegen dieses Gesetz 
schriftlich und mündlich dargelegt worden. Weder 
die Bundesregierung noch der Deutsche Bundestag 
haben daraufhin den Vermittlungsausschuß ange- 
rufen sondern statt dessen ihr umfängliches Geset- 
zesvorhaben fallen lassen. 

Mit dem nun vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Deutschen Bundestages für ein Gesetz zur Förde- 
rung des Angebotes an Ausbildungsplätzen in der 
Berufsausbildung, das nach Auffassung des Bundes- 
tages nicht der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf, sollen aus dem ursprünglichen Gesetzesvor- 
haben die Errichtung des Bundesinstitutes, die Be- 
rufsbildungsplanung und -Statistik und eine gesetz- 
lich verordnete Umlagenfinanzierung durchgesetzt 
werden. Damit soll eine Förderung des Ausbil- 
dungsplatzangebotes erreicht werden. 

Der Bundesrat warnt eindringlich davor, gegen die 
Länder und gegen die ausbildende Wirtschaft, die 
die Hauptlast der Gestaltung und Finanzierung be- 
ruflicher Bildung tragen, Teillösungen gesetzgebe- 
risch durchzusetzen, die weder zur qualitativen 
noch zur quantitativen Verbesserung beruflicher 
Bildung führen werden. 

Der Bundesrat wiederholt seine bereits früher gel- 
tend gemachten Bedenken gegen die im Gesetzes- 
beschluß enthaltenen Regelungen; 

— ‘ Die vorgesehene Finanzierungsregelung ist nicht 
geeignet, in den kommenden Jahren ein aus- 
reichendes Angebot an Ausbildungsplätzen zu si- 
chern. Sie wird in erheblichem Umfang bereits 
ausbildende Betriebe zusätzlich belasten. Da- 
durch werden Ausbildungsbereitschaft und Kon- 
tinuität nicht gefördert, sondern gefährdet. 

— Die Erichtung eines weisungsgebundenen Bun- 
desinstitutes sichert keine wirksame Abstim- 
mung auf der Basis gleichberechtigter Partner- 
schaft zwischen Bund und Ländern unter Betei- 
ligung der Sozialpartner. 

— Aufwand und Ertrag der vorgesehenen Berufs- 
bildungsstatistik stehen nicht in einem vertret- 
baren Verhältnis. Die Vorstellungen über eine 
Berufsbildungsplanung sind unrealistisch. 

— Die Lehrer bleiben von eigenständiger Mitwir- 
kung weitgehend ausgeschlossen. 

2 . 

Die vom Bundesrat für eine Vermittlung vorge- 
schlagenen Alternativen bieten für die im Geset- 


zesbeschluß enthaltenen Teilbereiche ein Konzept, 
mit dem die berufliche Bildung und das Ausbil- 
dungsplatzangebot wirksam verbessert werden kön- 
nen. Da das Berufsbildungsgesetz vom 14. August 
1969 sich nach den bisherigen Erfahrungen in sei- 
ner Grundkonzeption bewährt hat, stellt es auch 
eine tragfähige Basis dar, um die berufliche Bildung 
weiterzuentwickeln. 

Der Bundesrat legt hiermit erneut seine Vorschläge 
vor, wie sie bereits in den Gesetzentwürfen des 
Bundesrates Drucksache 55/76 (Beschluß) vom 
20. Februar 1976 und Drucksache 175/76 (Beschluß) 
vom 14. Mai 1976 enthalten sind. Auf die Begrün- 
dungen in diesen Gesetzentwürfen wird verwiesen. 
Hinsichtlich Artikel 3 sollte als Vermittlungsange- 
bot die vom Bundeswirtschaftsminister auch als 
Möglichkeit aufgewiesene Alternative angesehen 
werden: 

— • Ausbildende erhalten im Einstellungsjahr für je- 
den Lehrling, den sie über den Durchschnitt der 
letzten drei Jahre (oder fünf Jahre) zusätzlich 
einstellen, eine Zulage von durchschnittlich ca. 
5 000 DM. Der Förderbetrag sollte sich an den 
Nettokosten je Ausbildungsberuf orientieren und 
nach drei bis vier Kostenklassen differenziert 
werden. 

— Ausbildende erhalten eine einmalige Zulage von 
ca. 1 000 DM für neue Ausbildungsverhältnisse 
auf bestehenden Plätzen. 

— Die Zulagen werden nach dem Vorbild des Inve- 
i^stitionszulagengesetzes auf Antrag vom Finanz- 
amt ausgezahlt; damit werden auch die Länder 
an den Kosten nach dem Schlüssel der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuerverteilung beteiligt. 

Als Gesetzestext kann vorgeschlagen werden: 

Das Investitionszulagengesetz 1975 in der Fassung 
vom 24. Februar 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 528), 

zuletzt geändert durch das Gesetz vom wird 

wie folgt geändert: 

1. Das Investitionszulagengesetz erhält die Über- 
schrift 

„Zulagengesetz (ZulG)". 

2. Die §§ 1 bis 5 des Zulagengesetzes erhalten die 
Überschrift: 

„Erster Abschnitt: Investitionszulagen" 

3. Nach § 5 wird eingefügt: 

„Zweiter Abschnitt: Ausbildungszulage" 

§ 6 Gewährung der Ausbildungszulage 

1. Steuerpflichtigen im Sinne des Einkommen- 
steuergesetzes und des Körperschaftsteuergeset- 
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zes, soweit sie nicht unter § 4 Abs. 1 des Kör- 
perschaftsteuergesetzes fallen, wird auf Antrag 
eine Ausbildungszulage in Höhe von 1 000 DM 
nach der Zahl der Auszubildenden gewährt, die 
sie ab 1. Januar 1976 auf Ausbildungsplätze auf- 
nehmen, die zum 31. Dezember 1975 im Betrieb 
vorhanden waren. Wird ein Ausbildungsverhält- 
nis von einer Gesellschaft im Sinne des § 15 
Abs. 1 bis 2 des Einkommensteuergesetzes ver- 
einbart, gilt Satz 1 mit der Maßgabe, daß der 
Gesellschaft eine Ausbildungszulage gewährt 
wird. 

2. Nimmt ein Steuerpflichtiger im Sinne des Ab- 
satzes 1 ab 1. Januar 1976 zum Bestand an Aus- 
bildungsverhältnissen zum 31. Dezember 1975 
zusätzlich Auszubildende in ein Ausbildungsver- 
hältnis auf, so wird ihm eine Ausbildungszulage 
gewährt, deren Höhe und Dauer durch Rechts- 
verordnung, die der Zustimmung des Bundesra- 
tes bedarf, festgesetzt werden. Dabei kann be- 
stimmt werden, daß die Höhe der Ausbildungs- 
zulage nach höchstens vier Kostenklassen unter- 
schiedlich bemessen wird. Die Kostenklassen ha- 
ben sich nach den Nettokosten der einzelnen 
Ausbildungsberufe, unter Berücksichtigung der 
Ausbildungsabschnitte, Ausbildungsjahre und 
Regionen zu richten. Ein zusätzliches Ausbil- 
dungsverhältnis im Sinne des Satzes 1 liegt auch 
vor, wenn ein Auszubildender seine Ausbil- 
dungszeit nach mehr als zwei Jahren beendet 
und an seine Stelle ein anderer Auszubildender 
tritt. Ein zusätzliches Ausbildungsverhältnis liegt 
nicht vor, soweit bei steuerbegünstigten Um- 
wandlungen und Verschmelzungen im Sinne des 
Ersten Teils und des Zweiten Teils des Gesetzes 
über steuerliche Maßnahmen bei Änderung der 
Unternehmensform vom 14. August 1969 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1163), zuletzt geändert durch das 
Einführungsgesetz zum Einkommensteuerreform - 
gesetz vom 21. Dezember 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 3656) der übernehmende Steuerpflichtige die 
Berufsausbildungsverhältnisse des Rechtsvorgän- 
gers fortführt. Entsprechendes gilt bei der Ein- 
bringung eines Betriebs oder Teilbetriebs in 
eine Kapitalgesellschaft oder in eine Personen- 
gesellschaft in den Fällen der §§ 17 und 22 des 
Gesetzes über steuerliche Maßnahmen bei Ände- 
rung der Unternehmensform sowie bei der un- 
entgeltlichen Übertragung eines Betriebs, sofern 
die Wirtschaftsgüter des Betriebs (Teilbetriebs) 


vom Rechtsnachfolger mit den Buchwerten über- 
nommen werden. 

3. Die Zahl der Auszubildenden im Betrieb des Zu- 
lageberechtigten nach dem Stand zum 31. Dezem- 
ber 1975 und am Ende der folgenden Kalender- 
jahre ist jeweils durch eine Bescheinigung der 
zuständigen Stelle im Sinne des Berufsausbil- 
dungsgesetzes nachzuweisen. 

§ 7 Ergänzende Bestimmungen zu § 6 

1. Die Ausbildungszulage wird jeweils nach dem 
Ablauf eines Kalenderjahres durch das für die 
Besteuerung des Antragstellers nach dem Ein- 
kommen zuständige Finanzamt aus dem Auf- 
kommen an Einkommensteuer oder Körperschaft- 
steuer gewährt. Gesellschaften im Sinne des § 15 
Abs. 1 Ziff. 2 des Einkommensteuergesetzes wird 
die Zulage von dem Finanzamt gewährt, das für 
die einheitliche und gesonderte Feststellung der 
Einkünfte zuständig ist. Der Antrag auf Gewäh- 
rung der Zulage kann nur innerhalb von drei 
Monaten nach Ablauf des Kalenderjahres gestellt 
werden. 

2. Das Finanzamt setzt die Ausbildungszulagen 
durch schriftlichen Bescheid fest. Die Zulage ist 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 
Bescheids fällig. 

3. Wird nach Auszahlung der Ausbildungszulage 
festgestellt, daß die Voraussetzungen für ihre 
Gewährung nicht oder nur zum Teil Vorgelegen 
haben, so ist die Zulage insoweit zurückzuzah- 
len, als sie zu Unrecht gewährt worden ist. 

4. Das Finanzamt fordert die Ausbildungszulage 
durch schriftlichen Bescheid zurück. Der Anspruch 
auf Rückzahlung der Ausbildungszulage entsteht, 
wenn die Voraussetzungen für ihre Gewährung 
nicht oder nur zum Teil Vorgelegen haben, mit 
der Auszahlung der Ausbildungszulage. 

5. Die Vorschriften der Abgabenordnung sind ent- 
sprechend anzuwenden. Den Anspruch auf Rück- 
zahlung der Ausbildungszulage verjährt in fünf 
Jahren. Gegen die Bescheide nach den Absätzen 
2 und 4 ist der Einspruch gegeben. 

6. In öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten über die 
aufgrund dieses Gesetzes ergehenden Verwal- 
tungsakte der Finanzbehörden ist der Finanz- 
rechtsweg gegeben. 
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Anhang zur Begründung 


Ergänzend zu Artikel 1 Nr. 28 ist ein Verwaltungsabkommen zwischen Bund und 
Ländern erforderlich: 

Entwurf für ein Verwaltungsabkommen 

Abkommen zwischen der Bundesregierung und den Regierungen der Länder der 
Bundesrepublik Deutschland zur Abstimmung im Bereich der beruflichen Bildung 


Artikel 1 

Zentralstelle für berufliche Bildung 

Bund und Länder errichten eine Zentralstelle für 
berufliche Bildung (Zentralstelle) im Sinne von § 50 
des Berufsbildungsgesetzes (BBiG). 

Artikel 2 

Aufgaben 

(1) Die Bundesregierung und die Regierungen der 
Länder arbeiten im Rahmen der Zentralstelle unter 
Wahrung ihrer Zuständigkeiten im Bereich der be- 
ruflichen Bildung zusammen. Die Zusammenarbeit 
hat das Ziel, insbesondere die Ausbildungs- und 
Fortbildungsordnungen des Bundes und die Rahmen- 
lehrpläne der Länder aufeinander abgestimmt zu 
entwickeln. Sie kann sich auch auf sonstige Ange- 
legenheiten erstrecken, in denen eine Abstimmung 
erforderlich ist. 

(2) Die Zentralstelle kann die Bundesregierung 
in grundsätzlichen Fragen der beruflichen Bildung 
beraten. 

Artikel 3 

Organe 

Die Organe der Zentrale sind: 

1. Der Bund-Länder- Ausschuß, 

2. der Zentralausschuß. 

Artikel 4 

Bund-Länder- Ausschuß 

(1) Dem Bund-Länder- Ausschuß gehören je ein 
Beauftragter der Landesregierungen und drei Beauf- 
tragte der Bundesregierung an. Die Beauftragten 
haben Stellvertreter. 

(2) Der Bund-Länder-Ausschuß wählt aus seiner 
Mitte für die Dauer eines Jahres abwechselnd aus 
den Gruppen der Beauftragten der Bundesregierung 
und der Beauftragten der Landesregierungen einen 
Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. 

(3) Die Beauftragten der Bundesregierung führen 
eine Stimme, die Beauftragten der Landesregierun- 
gen je eine Stimme. Der Bund-Länder-Ausschuß be- 
schließt mit einer Mehrheit von neun Stimmen, unter 


denen die Stimme der Beauftragten der Bundes- 
regierung sein muß. Ein Beschluß bindet nur den, 
der zugestimmt hat. 

(4) Der Bund-Länder-Ausschuß gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung. 

Artikel 5 

Zentralausschuß 

(1) Dem Zentralausschuß gehören an: 

1. Sechs Beauftragte der Arbeitgeber, 

wobei Ausbilder beziehungsweise in der beruf- 
lichen Ausbildung erfahrene Personen angemes- 
sen vertreten sein sollen, 

2. sechs Beauftragte der Arbeitnehmer, 

wobei Ausbilder beziehungsweise in der beruf- 
lichen Ausbildung erfahrene Personen angemes- 
sen vertreten sein sollen, 

3. sechs Beauftragte der Lehrer an beruflichen 
Schulen, 

4. drei Beauftragte der Bundesregierung, 

5. fünf Beauftragte der Landesregierungen, 

6. ein Beauftragter der Bundesanstalt für Arbeit. 

Die Beauftragten haben Stellvertreter. 

(2) Die Beauftragten der Arbeitgeber werden auf 
Vorschlag der auf Bundesebene bestehenden Zusam- 
menschlüsse der Kammern, der Arbeitgeberverbände 
und der Unternehmerverbände, die Beauftragten der 
Arbeitnehmer auf Vorschlag der auf Bundesebene 
bestehenden Gewerkschaften und selbständigen Ver- 
einigungen von Arbeitnehmern mit sozial- und be- 
rufspolitischer Zwecksetzung, die Beauftragten der 
Bundesregierung auf deren Vorschlag, der Beauf- 
tragte der Bundesanstalt für Arbeit auf deren Vor- 
schlag vom zuständigen Bundesminister für läng- 
stens fünf Jahre berufen. Die Beauftragten der Leh- 
rer an beruflichen Schulen werden auf Vorschlag der 
auf Bundesebene bestehenden Verbände der Lehrer 
an beruflichen Schulen und entsprechenden selbstän- 
digen Vereinigungen vom Bundesrat für längstens 
fünf Jahre berufen. Die Beauftragten der Länder wer- 
den vom Bundesrat für längstens fünf Jahre berufen. 

(3) Der Zentralausschuß wählt aus seiner Mitte 
einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter auf die 
Dauer eines Jahres. Der Vorsitzende wird der Reihe 
nach von den Beauftragten der Arbeitgeber, der 
Arbeitnehmer, der Lehrer an beruflichen Schulen, 
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der Länder und des Bundes vorgeschlagen. Der Vor- 
sitzende und sein Stellvertreter sollen verschiedenen 
Mitgliedergruppen angehören. 

(4) Die Tätigkeit im Zentralausschuß ist ehren- 
amtlich. Für bare Auslagen und Verdienstausfälle 
ist, soweit eine Entschädigung nicht von anderer 
Seite gewährt wird, eine angemessene Entschädi- 
gung zu zahlen. 

(5) Die Mitglieder können nach Anhören der an 
ihrer Berufung Beteiligten aus wichtigem Grund ab- 
berufen werden, 

(7) Der Zentralausschuß gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung, die der Genehmigung des Bund-Länder- 
Ausschusses bedarf. 

Artikel 6 

Geschäftsstelle 

(1) Bei der Zentralstelle wird eine Geschäftsstelle 
eingerichtet. Die Geschäftsstelle hat insbesondere 
die Aufgabe, die Beschlüsse des Bund-Länder- Aus- 
schusses und Zentralausschusses vorzubereiten, Vor- 
schläge für die Einsetzung von Expertenarbeitsgrup- 
pen zu unterbreiten und die laufenden Verwaltungs- 
arbeiten der Zentralstelle zu führen. 

(2) Das Nähere über Sitz, Einrichtung, personelle 
Besetzung und Finanzierung der Geschäftsstelle wird 
durch besondere Vereinbarung geregelt. 

Artikel 7 

Abstimmungsverfahren 

(1) Der Zentralausschuß berät über die Vorschläge 
zur gemeinsamen Erarbeitung und Abstimmung von 
Ausbildungsordnungen, Fortbildungsordnungen und 
Rahmenlehrplänen oder über sonstige abstimmungs- 
bedürftige Angelegenheiten auf Antrag der Bundes- 
regierung, einer Landesregierung oder von minde- 
stens sieben seiner Mitglieder nach Artikel 5 Abs. 1 
Nr. 1 und 2. 

(2) Beschlüsse über Vorschläge nach Absatz 1 be- 
dürfen der Zustimmung von mindestens achtzehn 
Mitgliedern des Zentralausschusses. Die Vorschläge 
sind dem Bund-Länder-Ausschuß zuzuleiten. 

(3) Den Beratungen des Bund-Länder-Ausschus- 
ses sollen die im Zentralausschuß beschlossenen 
Vorschläge, insbesondere zur gemeinsamen Erar- 


beitung und Abstimmung von Ausbildungsordnun- 
gen, Fortbildungsordnungen und Rahmenlehrplänen 
zugrunde gelegt werden. Der Bund-Länder-Ausschuß 
beschließt über die Vorschläge des Zentralaus- 
schusses. 

(4) Der Bund-Länder-Ausschuß kann zur detail- 
lierten Erarbeitung von Entwürfen entsprechend den 
Beschlüssen gemäß Absatz 3 Aufträge an Experten- 
arbeitsgruppen, das Bundesinstitut für Berufsbil- 
dungsforschung und sonstige Institutionen erteilen. 
Aufträge an das Bundesinstitut für Berufsbildungs- 
forschung bedürfen der Zustimmung der Beauftrag- 
ten der Bundesregierung. 

(5) Die Entwürfe gemäß Absatz 4 werden dem 
Zentralausschuß zur Stellungnahme zugeleitet. 

(6) Nach Vorliegen der Stellungnahme des Zen- 
tralausschusses beschließt der Bund-Länder-Aus- 
schuß abschließend über die Entwürfe und leitet 
sie zur weiteren Veranlassung der Bundesregierung 
bzw. den Landesregierungen zu. 

Artikel 8 

Beratung der Bundesregierung 

(1) Die Beratung der Bundesregierung in grund- 
sätzlichen Fragen der Berufsbildung (Artikel 2 
Abs. 2) wird vom Zentralausschuß wahrgenommen. 

(2) Bei der Beratung nach Absatz 1 haben die Be- 
auftragten der Bundesregierung (Artikel 5 Abs. 1 
Nr. 4) kein Stimmrecht. Der Zentralausschuß ist be- 
schlußfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner stimm- 
berechtigten Mitglieder anwesend ist. Er beschließt 
mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

Artikel 9 

Schlußbestimmungen 

Dieses Abkommen wird für unbestimmte Zeit 
geschlossen. Es kann mit einer Frist von einem 

Jahr erstmals zum gekündigt werden. Das 

Abkommen tritt am in Kraft. 

Begründung 

Zur Begründung des Entwurfs des Verwaltungsab- 
kommens wird ebenfalls auf die Bundesratsdruck- 
sache 55/76 (Beschluß) vom 20. Februar 1976 ver- 
wiesen. 
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